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AKTIV 

Von foodwatch: 
Fordern Sie einen Grenzwert für Uran im Wasser! Mineral- und Trinkwasser kann mit dem 
giftigen Schwermetall Uran belastet sein. Bisher gibt es weder Grenzwerte noch eine 
Kennzeichnungspflicht. Fordern Sie die Bundesminister Horst Seehofer und Ulla Schmidt jetzt online 
auf, Höchstwerte festzulegen! 

Das giftige Schwermetall Uran greift vor allem Niere, Leber und Knochen an. foodwatch fordert 
Bundesverbraucherminister Horst Seehofer und Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt auf: Legen 
Sie Grenzwerte für Uran in Mineral- und Trinkwasser fest, verpflichten Sie die Mineralwasserabfüller 
und Trinkwasserversorger, über den Urangehalt zu informieren! Diese Forderungen von foodwatch 
kann jeder Bürger unterstützen: Füllen Sie einfach das unten stehende Formular aus und schreiben 
Sie direkt an Horst Seehofer und Ulla Schmidt!
http://www.foodwatch.de/kampagnen__themen/mineralwasser/mitmach_aktion/index_ger.html

===================================================

CHEMIKALIEN – DUFTSTOFFE

Vom Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) 05.08.2008
Allergien durch Einatmen von Duftstoffen?
Verbraucher sollten besser über den Einsatz von Duftstoffen in öffentlichen Räumen informiert 
werden

Duftstoffe werden in vielen Produkten eingesetzt, mit denen Verbraucher in Kontakt kommen, darunter 
kosmetische Mittel, Wasch- und Reinigungsmittel. Einige Duftstoffe können zu Allergien führen, wenn 
sie mit der Haut in Kontakt kommen. Ob Duftstoffe auch allergische Reaktionen auslösen können, 
wenn sie über die Atemwege aufgenommen werden, diskutierten Experten am Bundesinstitut für 
Risikobewertung (BfR) in Berlin. Ein Ergebnis des Gesprächs: Es sind keine Fälle bekannt, in denen 
das Einatmen bekanntermaßen problematischer Duftstoffe die Ursache für allergische Reaktionen war. 
Jedoch können diese Stoffe bei einer bereits bestehenden Allergie der Haut die Symptome verstärken, 
wenn sie über die Atemluft aufgenommen werden. „Verbraucher sollten deswegen besser informiert 
werden, in welchen Produkten und in welchen Räumen Duftstoffe eingesetzt werden“, sagt Professor 
Dr. Dr. Andreas Hensel, Präsident des BfR.
Im Bad duftet es nach Pfirsichblüten, in der U-Bahn-Station nach Croissants und im Kaufhaus nach 
frisch gewaschener Wäsche. Was viele nicht wissen: die Düfte sind nicht echt, sondern es werden 
synthetische Duftstoffe eingesetzt, um unangenehme Gerüche zu überlagern oder den Appetit zu 
wecken. Duftstoffe werden zunehmend nicht nur in Privathaushalten eingesetzt sondern auch in 
öffentlichen Räumen. Welche Wirkung sie auf die Atemwege haben, diskutierten Experten nationaler 
und internationaler Forschungseinrichtungen am BfR. Das Expertengespräch am BfR fand im Rahmen 
des Nationalen Aktionsplans gegen Allergien des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (BMELV) statt.
Dass einige Duftstoffe allergische Reaktionen der Haut auslösen können (so genannte 
Kontaktallergien), ist bekannt. Bei kosmetischen Mitteln müssen sie deswegen auf Verpackungen 
angegeben werden, wenn sie bestimmte Konzentrationen im Produkt überschreiten. Den Teilnehmern 
des Expertengesprächs waren jedoch keine Fälle bekannt, in denen Duftstoffe die Ursache für 
allergische Reaktionen gewesen sind, wenn sie über die Atemwege aufgenommen wurden. 
Möglicherweise besteht aber für Menschen, die bereits eine Kontaktallergie auf bestimmte Duftstoffe 
entwickelt haben, ein erhöhtes Risiko, dass diese Stoffe allergische Symptome der Haut verstärken 
oder Reizungen der Atemwege hervorrufen, wenn sie eingeatmet werden.
Aus diesem Grund sollten Verbraucher darüber informiert werden, wenn Duftstoffe in öffentlichen 
Räumen, etwa über die Klimaanlage, eingesetzt werden. Hersteller solcher „Duftmarketing“-Verfahren 
sollten außerdem auf Duftstoffe verzichten, die bekanntermaßen Allergien auslösen können. Darüber 
hinaus sollten die Inhaltsstoffe von Sprays verstärkt auf mögliche Reaktionen der Atemwege getestet 
werden.
Dokumente

http://www.foodwatch.de/kampagnen__themen/mineralwasser/mitmach_aktion/index_ger.html
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-Aktionsplan gegen Allergien: Hoher Forschungsbedarf zur allergieauslösenden Wirkung von 
eingeatmeten Duftstoffen (Protokoll eines Sachverständigengesprächs im BfR vom 26.05.2008) (PDF-
Datei, 43.4 KB)

Anmerkung Scherrmann: 
Das Problem "Duftstoffe" wird mal wieder auf die allergenisierende Wirkung verkuerzt und diese 
Meinung "hochoffiziell" zementiert. Der Appell, über den Einsatz zu informieren ist wichtig. Doch 
angesichts der schon vorhandenen Erkenntnisse bzgl. der Wirkungen, ist dies meines Erachtens viel 
zu wenig. Die ExpertInnen sollten endlich diese Erkenntnisse wahrnehmen und ueber die Wirkungen 
einzelner Substanzen im Bereich Nerven, Lunge, Herz-Kreislauf, Nieren, Leber, etc. aufklaeren und 
vor dem Gebrauch von Duftstoffen warnen. 
Wenn das Informieren schon so schwer durchzusetzen ist und wenn ich die Entwicklung beim 
Rauchverbot anschaue, frage ich mich, wie viel Jahrzehnte noch vergehen werden, bis ein Verbot (wie 
in immer mehr Staedten in Nordamerika) durchzusetzen ist. 

===================================================

CHEMIKALIEN - FLAMMSCHUTZMITTEL 

Vom Umweltbundesamt (UBA):
Flammschutzmittel DecaBDE ab 1. Juli 2008 in Elektro- und Elektronikgeräten verboten 
Umweltbundesamt plädiert für Ersatz auch in Textilien

Elektro- und Elektronikgeräte, die in Europa auf den Markt kommen, dürfen ab dem 1. Juli 2008 nicht 
mehr das Flammschutzmittel Decabromdiphenylether (DecaBDE) enthalten. Dies gilt unabhängig vom 
Herstellungsort der Geräte und für alle enthaltenen Bauteile. Der Präsident des Umweltbundesamtes 
(UBA), Prof. Dr. Andreas Troge sagte: „Damit ist das besonders problematische DecaBDE endlich aus 
neuen Elektro- und Elektronikgeräten verbannt. Auch die Textilindustrie sollte für den Flammschutz bei 
Vorhängen, Rollos oder Möbelbezugsstoffen auf DecaBDE verzichten. Umweltschonendere 
Alternativen stehen bereit.“ Das können etwa Textilfasern mit fest eingesponnenen 
Flammschutzmitteln auf Phosphorbasis sowie Gewebe aus schwer entflammbaren Kunststoffen - wie 
Polyaramiden - oder aus Glasfasern sein. Oft lässt sich die Entflammbarkeit der Textilien und Möbel 
auch mit einer anderen Webtechnik oder einem dichteren Polsterschaum stark herabsetzen. In diesen 
Fällen wären überhaupt keine Flammschutzmittel mehr notwendig.
DecaBDE ist in der Umwelt schwer abbaubar und kann sich in Lebewesen anreichern. Daher ist es 
sowohl in der Polarregion, bei Füchsen, Greifvögeln und Eisbären sowie anderen Tieren nachweisbar, 
die am Ende der Nahrungskette stehen. Auch in der Frauenmilch ließ sich DecaBDE nachweisen. Der 
Stoff wirkt zwar nicht sofort giftig, es besteht aber der Verdacht auf langfristig schädliche Wirkungen für 
die Embryonalentwicklung (Entwicklungsneurotoxizität) und auf den langsamen Abbau zu den stärker 
toxischen, bereits in allen Anwendungen verbotenen Verbindungen Penta- und Octabromdiphenylether 
(PentaBDE, OctaBDE). Die Eigenschaften hält das UBA insgesamt für so problematisch, dass es 
DecaBDE als persistenten, bioakkumulierenden und toxischen Stoff – sogenannten PBT-Stoff –
bewertet und sich schon lange für ein Verwendungsverbot in Elektro- und Elektronikgeräten einsetzt.
Als umweltverträglichere Alternativen für DecaBDE sind vor allem bestimmte halogenfreie, 
phosphororganische oder stickstoffhaltige Flammschutzmittel sowie Magnesiumhydroxid geeignet. 
Viele Hersteller elektrischer und elektronischer Geräte verzichten daher bereits heute vollständig auf 
den Einsatz bromierter Flammschutzmittel zugunsten dieser Alternativen. “Bei problematischen 
Chemikalienanwendungen, für die weniger schädliche Ersatzstoffe vorhanden sind, sollten die 
Hersteller schnell auf die Alternativen setzen“, sagte UBA-Präsident Troge. „Sonst kostet es viel zu viel 
Zeit und Geld, bis man letzte Gewissheit für die Schädlichkeit eines Stoffes hat und schließlich 
handelt“. Im Fall des DecaBDE bedeutet dies: Der Stoff ist auch beim Flammschutz in Textilien so 
schnell wie möglich zu ersetzen. Bislang gibt es in Deutschland Brandschutzanforderungen an 
Textilien nur für Gebäude mit öffentlicher Nutzung. Da flammgeschützte Textilien großflächig in 
Innenräumen zum Einsatz kommen können und das Waschen – etwa eines flammgeschützten 
Vorhangs - nicht auszuschließen ist, sind gerade in Textilien umweltschädliche Stoffe zu vermeiden. 
So werden Belastungen der Innenraumluft sowie des Abwassers und des Klärschlamms - und in Folge 
der Gewässer oder Böden - von vornherein verhindert.
Die Europäische Union wollte bereits vor zwei Jahren die Anwendung des DecaBDE als 
Flammschutzmittel für elektrische und elektronische Geräte verbieten. Dies sah die Richtlinie 
2002/95/EG zur „Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und 
Elektronikgeräten“ (so genannte RoHS-Richtlinie) vor. Bevor das Anwendungsverbot für DecaBDE in 
elektrischen und elektronischen Geräten überhaupt in Kraft trat, hob die Europäische Kommission es 
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im Herbst 2005 wieder auf. Dagegen wandten sich EU-Parlament und Dänemark. Beiden gab der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) nun endgültig Recht. Laut EuGH darf ein Anwendungsverbot für 
Stoffe in elektrischen und elektronischen Geräte unter der RoHS-Richtlinie nur aufgehoben werden, 
falls keine technisch geeigneten Alternativen vorlägen oder diese noch schädlichere Wirkungen auf 
Umwelt- und Gesundheit hätten als der Stoff, dessen Anwendung verboten werde. Da es Alternativen 
gibt, tritt das Anwendungsverbot für DecaBDE in neuen elektrischen und elektronischen Geräten nun 
zum 1. Juli 2008 wieder in Kraft.

Weitere Informationen zu Decabromdiphenylether in Elektro- und Elektronikgeräten unter 
http://www.umweltbundesamt.de/produkte/flammschutzmittel/decabromdiphenylether.htm .
Das Hintergrundpapier „Bromierte Flammschutzmittel - Schutzengel mit schlechten Eigenschaften?“ 
gibt es unter 
http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-presse/hintergrund/flammschutzmittel.pdf

Anmerkung Scherrmann: 
Endlich mal wieder ein Verbot einer Chemikalie. Wie schwierig es ist, so ein Verbot durchzusetzen, 
obwohl die schädlichen Wirkungen dieser Chemikalie schon lange bekannt sind, zeigt diese 
Pressemitteilung. 

===================================================

CHEMIKALIEN - GLYKOLAETHER  

10.08.08 
Bunt und ungesund - Farben-Lösemittel Glykoläther beeinträchtigt die Spermien

Baierbrunn (ots) - Glykoläther, der als Lösemittel vielen Farben beigemischt ist, kann die 
Bewegungsfähigkeit von Spermien verringern, berichtet die "Apotheken Umschau". Bei einer 
Untersuchung von 2128 Männern stellte der Androloge Andy Povey von der Universität Manchester 
(England) fest, dass Männer, die regelmäßig mit Glykoläther zu tun hatten - wie Maler und 
Dekorateure -, ein 2,5-fach erhöhtes Risiko für bewegungseingeschränkte Spermien aufwiesen.

Originaltext: Wort und Bild - Apotheken Umschau
Digitale Pressemappe: http://www.presseportal.de/pm/52678
Pressemappe via RSS : http://www.presseportal.de/rss/pm_52678.rss2
www.gesundheitpro.de www.wortundbildverlag.de

Anmerkung Scherrmann: 
Die Spermienbeeintraechtigende Wirkung von vielen Substanzen ist heute bekannt. Mich wundert, 
dass obwohl diese Erkenntnisse den meist männlichen Entscheidungsträgern vorliegen, nicht 
strengere Grenzwerte vorgenommen werden. Sie meinen wohl, die Reproduktionsmedizin wird’s 
schon in den Griff bekommen. Ob dies nicht ein Trugschluss ist? 

===================================================

CHEMIKALIEN – PESTIZIDE – EU 

Von Greenpeace 28.08.08: 
EU-Grenzwerte für Pestizide: Gesundheitsrisiko für Verbraucher / Aktuelle Greenpeace-Studie 
zeigt, dass besonders Kinder gefährdet sind

Hamburg/Brüssel (ots) - Durch die europäische Vereinheitlichung von Pestizid-Höchstmengen ab 
dem 1. September, kann stärker belastetes Obst und Gemüse auf den deutschen Markt gelangen. 
Nach 
einer heute veröffentlichten Studie von Greenpeace und der österreichischen Umweltorganisation 
GLOBAL 2000 sind fast 700 der  zukünftig EU-weit geltenden Höchstmengen für Pestizide in Obst und  
Gemüse zu hoch. Vor allem die bei Äpfeln, Birnen, Trauben, Tomaten und Paprika zugelassenen 
Pestizid-Belastungen sind oftmals so hoch, dass akute und chronischen Gesundheitsschäden drohen,
insbesondere bei Kindern.

"Die EU-Kommission mutet uns immer mehr Gift im Essen zu", sagt Ulrike Kallee, Chemie-Expertin 
von Greenpeace. "Damit gefährdet sie die Gesundheit ihrer Bürgerinnen und Bürger, vor allem aber 

http://www.umweltbundesamt.de/produkte/flammschutzmittel/deca
http://www.umweltbundes
http://www.presseportal.de/pm/52678
http://www.presseportal.de/rss/pm_52678.rss2
http://www.wortundbildverlag.de
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der Kinder. Verbraucherminister Horst Seehofer (CSU) muss sich sofort dafür einsetzen, dass die EU-
Kommission ihre unsicheren Pestizid-Höchstmengen korrigiert." Durch die Angleichung der Pestizid-
Höchstmengen in der EU, werden die deutschen Grenzwerte durch meist weit höhere EU-Grenzwerte
ersetzt.

Für die Studie wurden die 170 000 von der Kommission festgelegten Pestizid-Grenzwerte nach EU-
eigenen Maßstäben überprüft. Bei 570 Grenzwerten von Obst und Gemüse wird die Akute 
Referenzdosis (ARfD) für Kinder überschritten. Besonders betroffen sind Äpfeln, Birnen und Trauben: 
Fast 10 Prozent der Grenzwerte für diese Sorten sind potentiell gesundheitsschädigend für Kinder. 
Auch langfristige Schäden sind möglich: Bei 94 EU-Grenzwerten wird die Akzeptable Tägliche 
Aufnahmemenge (ADI) nicht eingehalten. Beim Überschreiten der ADI sind chronische 
Gesundheitsschäden wie Krebs, Fortpflanzungsstörungen oder Hormonstörungen möglich. ARfD und 
ADI sind toxikologische Basisdaten, die verbindlich bei der Grenzwertfestlegung berücksichtigt werden 
müssen.

"Die EU-Kommission ignoriert ihre eigenen Sicherheitsstandards", sagt Kallee. "Das ist ein Skandal. 
Greenpeace empfiehlt Verbrauchern,die Pestizide im Essen vermeiden wollen, Bio-Lebensmittel zu 
kaufen. Bei deren Produktion dürfen chemische Pestizide nicht eingesetzt werden."

Die Greenpeace-Studie stützt auch die von der Umweltorganisationen PAN Europe vor dem 
europäischen Gerichtshof eingereichte Klage gegen die EU-Kommission. Die Behörde hatte zuvor 
einen Antrag von PAN auf eine Überarbeitung der unsicheren Pestizid-Grenzwerte abgelehnt.

Die Greenpeace-Studie "Die unsicheren Pestizid-Höchstmengen der EU", finden Sie auf 
www.greenpeace.de, 
Informationen über die Klage von PAN Europe ebenfalls im Internet:  www.pan-europe.info.

Originaltext: Greenpeace e.V.
Digitale Pressemappe: http://www.presseportal.de/pm/6343
Pressemappe via RSS : http://www.presseportal.de/rss/pm_6343.rss2

**’
Pressemittelung des Industrieverband Agrar e.V.zur neuen Gesetzeslage: 28.08.08 
Neue Grenzwerte - weiterhin hohe Lebensmittelqualität / Europa harmonisiert 
Rückstandshöchstgehalte für Pflanzenschutzmittel

Frankfurt/Main (ots) - Am kommenden Montag (1. September) treten in Europa für viele Lebensmittel 
einheitliche Rückstandshöchstgehalte für Pflanzenschutzmittel in Kraft. "Der Industrieverband Agrar e. 
V. (IVA) begrüßt die Harmonisierung", erklärt dazu Hauptgeschäftsführer Volker Koch-Achelpöhler. 
"Sie erleichtert den Handel innerhalb der EU. Für den Verbraucher schafft sie mehr Transparenz und 
in allen Mitgliedstaaten ein gleichermaßen hohes Sicherheitsniveau." … 
Digitale Pressemappe: http://www.presseportal.de/pm/16070
Pressemappe via RSS : http://www.presseportal.de/rss/pm_16070.rss2 www.iva.de

Anmerkung Scherrmann: 
Klar, dass die Industrie eine andere Sicht und eine andere Einstellung hat. 
Dass Gesetze von der Industrie beeinflusst werden, zeigt dieses Beispiel sehr deutlich. 

***

Von Greenpeace 21.08.08 
Obst und Gemüse mit illegalen Pestiziden gespritzt /
Greenpeace-Studie: Verbraucherbehörde verheimlicht verbotene Agrargifte im Essen

Hamburg (ots) - Deutsches Obst, Gemüse und Getreide ist häufig mit illegalen und besonders 
gesundheitsschädlichen Pestiziden belastet. Dies geht aus einer Untersuchung von Greenpeace 
hervor, die auf Daten des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 
basiert. Neun Prozent (199 von 2176 Proben) der im Jahr 2006 behördlich nachgewiesenen Pestizide 
haben in Deutschland keine Zulassung. Die meisten illegalen Pestizide befanden sich in frischen 
Kräutern und Himbeeren (18 Prozent der Proben), gefolgt von Feldsalat, Birnen, Rucola und 
Johannisbeeren (6 bis 8 Prozent der Proben). Greenpeace hat die im Frühjahr 2008 veröffentlichten
Daten ausgewertet, da das BVL seine Analysen nicht selbst auf illegale Pestizide überprüft.

http://www.greenpeace.de
http://www.pan-europe.info
http://www.presseportal.de/pm/6343
http://www.presseportal.de/rss/pm_6343.rss2
http://www.presseportal.de/pm/16070
http://www.presseportal.de/rss/pm_16070.rss2
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"Viele deutsche Obstbauern und Landwirte verspritzen illegale und hochgefährliche Pestizide", sagt 
Manfred Krautter, Chemieexperte von Greenpeace "Diese Gifte landen auf dem Teller der 
Verbraucher. Es ist ein Skandal, dass die oberste deutsche Verbraucherschutzbehörde ihre eigenen 
Labordaten nicht auf illegale Pestizide untersucht. So werden schwere Rechtsbrüche der Landwirte 
verdunkelt anstatt aufgeklärt."

Insgesamt 59 in Deutschland verbotene Agrargifte spürten die Greenpeace-Experten in den 
behördlichen Untersuchungsergebnissen auf.
21 davon sind in der ganzen EU verboten. Drei Viertel dieser illegalen Wirkstoffe gelten als besonders 
gesundheits- und umweltschädlich. Sie stehen auch auf der "Schwarzen Liste der Pestizide" von 
Greenpeace. In sechs Proben wurde die sogenannte akute Referenzdosis für Pestizide der 
Weltgesundheitsorganisation überschritten. Derart belastete Lebensmittel können bei Kindern akute
Gesundheitsschäden hervorrufen.

Das BVL behinderte die Greenpeace-Studie und verweigerte die Herausgabe von Daten zu 30 
Prozent der untersuchten Lebensmittel. Die Ergebnisse der Greenpeace-Untersuchung stützen sich 
somit auf 70 Prozent der Labortests. Von 2176 belasteten Obst-, Gemüse- und Getreideproben aus 
Deutschland, enthielten 199 Proben illegale Pestizide.

"Seit 2006 hat Greenpeace 15 Händler von illegalen Agrargiften gefunden und angezeigt", sagt 
Krautter. "Die Agrarminister der Bundesländer müssen den Handel und Einsatz illegaler Pestizide 
durch die Landwirte wirksam unterbinden." Greenpeace fordert Bundesagrarminister Horst Seehofer 
(CSU) zudem auf, die Lebensmitteldaten zukünftig auch auf illegale Pestizide auswerten zu lassen. 
Verstöße und deren Verursacher müssen sofort veröffentlicht werden.

Achtung Redaktionen: Für Rückfragen erreichen Sie Manfred Krautter unter Tel. 040-30618 358. 
Den Bericht "Illegale Pestizide in Obst und Gemüse aus Deutschland" und die "Schwarze Liste der 
Pestizide" finden Sie auf www.greenpeace.de 

Digitale Pressemappe: http://www.presseportal.de/pm/6343
Pressemappe via RSS : http://www.presseportal.de/rss/pm_6343.rss2

Anmerkung Scherrmann: 
An diesem Beispiel zeigt sich mal wieder, dass auf die deutschen Behoerden nicht unbedingt Verlass 
ist. Wenn jemand (insbesondere eine Frau) sagt, dass er/sie nach dem Verzehr von pestizidhaltigem 
Gemuese Bauchkraempfe bekommt, dann wird dies immer noch als psychogen definiert, denn er/sie 
habe Angst vor den Pestiziden und bekaeme deshalb die Kraempfe, Wann wird klar gesagt, dass 
Pestizide z. B. Bauchkraempfe ausloesen koennen? 

***

21. August 2008
Vom Umweltinstitut München e.V. 
Die Rückkehr der Ackergifte - Agrarindustrie, Agro-Kraftstoffe und Nahrungsmittelkrise 

„Die Pflanzenschutz-Industrie in Deutschland blickt auf ein gutes Geschäftsjahr zurück“, freute sich 
unlängst der Hauptgeschäftsführer der in Deutschland ansässigen Hersteller und Vertreiber von 
Pestiziden und Düngemittel (IVA) auf der Jahrespressekonferenz des Verbandes. Der Inlandsumsatz 
der IVA-Mitgliedsfirmen stieg 2007 gegenüber dem Vorjahr um fast 11 Prozent auf 1,23 Milliarden 
Euro, die abgesetzte Wirkstoffmenge um rund neun Prozent auf 32.213 Tonnen.1 Und auch weltweit 
wird die chemische Keule hemmungslos geschwungen. Global wurden im Jahr 2007 Pestizide im Wert 
von rund 33,2 Milliarden Dollar verkauft, 7,8 Prozent mehr als 2006. Die Pestizidumsätze der 
weltgrößten Agrochemie-Konzerne stiegen in diesem Zeitraum zwischen 8 und 15 Prozent. 
Mehr unter  http://umweltinstitut.org/lebensmittel/pestizidruckstande-in-
lebensmitteln/rueckkehr_der_ackergifte-640.html

***

Von Coordination gegen BAYER-Gefahren 
13. August 2008
Bienensterben: Strafanzeige gegen BAYER-Vorstand 

http://www.presseportal.de/pm/6343
http://www.presseportal.d
http://umweltinsti
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„Risiken von Pestiziden seit langem bekannt“ / CBG kooperiert mit betroffenen Imkern 

Die Coordination gegen BAYER-Gefahren (CBG) hat heute bei der Staatsanwaltschaft Freiburg 
Strafanzeige gegen den Vorstandsvorsitzenden der BAYER AG, Werner Wenning, eingereicht. Der 
Verband wirft dem BAYER-Konzern vor, über Jahre hinweg gefährliche Pestizide verkauft und dadurch 
verheerende Bienensterben in aller Welt in Kauf genommen zu haben. Die CBG kooperiert mit Imkern, 
deren Bienen im Frühjahr durch das BAYER-Pestizid Poncho vergiftet wurden.

Der Beginn der Vermarktung der BAYER-Pestizide Gaucho (Wirkstoff Imidacloprid) und Poncho 
(Wirkstoff Clothianidin) fällt mit dem Auftreten großer Bienensterben u.a. in Italien, der Schweiz, 
Deutschland, Österreich, England, Slowenien und den USA zusammen. Allein in Frankreich starben 
innerhalb von zehn Jahren rund 90 Milliarden Bienen, die Honigproduktion sank um bis zu 60%. Da 
Honigbienen außerdem den größten Teil der Blütenbestäubungen erbringen, gingen auch die Erträge 
von Äpfeln, Birnen und Raps zurück. 

Harro Schultze, Rechtsanwalt der CBG: „Die Staatsanwaltschaft muss dringend klären, welche 
Bemühungen der BAYER-Konzern unternommen hat, um ein drohendes Verbot der von ihm 
produzierten Pflanzenschutzmittel auf dem deutschen Markt zu verhindern, nachdem in Frankreich der 
Verkauf längst gestoppt worden war. Es ist davon auszugehen, dass die von BAYER bei den 
Zulassungsbehörden eingereichten Studien derart angelegt wurden, dass die Bienengefährlichkeit der 
Wirkstoffe möglichst gering erschien und Pestizid-Rückstände in behandelten Pflanzen verharmlost 
wurden.“ Wegen der Gefährlichkeit für den Bienenbestand hatte die französische Regierung schon 
1999 den Einsatz von Imidacloprid zur Saatgutbeizung von Sonnenblumen verboten. Die Zulassung 
des Wirkstoffs als Beizmittel von Mais wurde 2004 aufgehoben. Auch das Nachfolgeprodukt 
Clothianidin erhielt in Frankreich keine Zulassung.

Philipp Mimkes von der Coordination gegen BAYER-Gefahren: „Der Vorstandsvorsitzende von BAYER 
trägt persönlich eine Mit-Verantwortung für die Bienensterben in aller Welt, da die Risiken der 
Wirkstoffe seit mindestens zehn Jahren bekannt sind. Weitere Bienensterben können nur verhindert 
werden, wenn der Verkauf gefährlicher Pestizide wie Gaucho und Poncho gestoppt wird.“ BAYER hat 
im vergangenen Jahr mit Imidacloprid und Clothianidin fast 800 Millionen Euro umgesetzt. „In den 
hohen Umsatzzahlen ist der Grund zu sehen, weswegen sich das Unternehmen trotz der gravierenden 
Umweltschäden mit aller Macht gegen Anwendungsverbote wehrt“, so Mimkes weiter. 

Die CBG stellt die Strafanzeige gemeinsam mit dem Imker Fritz Hug, dessen Bienen im Frühjahr durch 
Clothianidin getötet wurden.

Informationen zur Strafanzeige finden Sie online: www.cbgnetwork.de/2561.html

Coordination gegen BAYER-Gefahren  www.CBGnetwork.org

===================================================

CHEMIKALIEN - URAN 

Von foodwatch: Trinkwasser teilweise mit Uran belastet
150 von 8.100 Proben wiesen erhöhte Werte auf
Berlin - Die Belastung des Trinkwasser mit dem Schwermetall Uran ist in einigen Gebieten 

Deutschlands deutlich höher als bisher angenommen. Dies berichtete gestern, Montag, die ARD-
Sendung Report München in Bezugnahme auf die Verbraucherschutzorganisation foodwatch 
http://www.foodwatch.de .(siehe auch oben unter AKTIV) 

===================================================

CHEMIKALIEN - MEDIKAMENTE im TRINKWASSER 

Unerwünschte Nebenwirkungen im Trinkwasser 
Leitungswasser in Deutschland ist sauber und kann ohne Angst vor Gesundheitsrisiken getrunken 
werden. Doch zunehmend gibt es Probleme mit Arzneimittelrückständen. Zehn Wirkstoffe seien 
mehrfach nachgewiesen worden, darunter der Blutfettsenker Bezafibrat, das Antirheumatikum 
Diclofenac, Röntgenkontrastmittel oder das Schmerzmittel Ibuprofen, zählt der Toxikologe Hermann 
Dieter vom Umweltbundesamt (UBA) auf. Wie viele der 3.000 zugelassenen Wirkstoffe im Trinkwasser 

http://www.cbgnetwork.de/2561.html
http://www.cbgnetwork.org
http://www.foodwatch.de
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vorkommen, könne jedoch nicht angegeben werden. Mehr unter 
http://www.taz.de/index.php?id=archivseite&dig=2008/07/11/a0207&type=98

===================================================

ELEKTROMAGNETISCHE STRAHLUNG 

Vom Diagnose-funk: 24. August 2008
Warnungen des Pittsburgher Uni-Krebsinstitutes
Empfehlungen des Krebsinstitues der Pittsburgher-Universität, basierend auf dem Rat eines 
internationalen Expertengremiums. Elektromagnetische Felder, die von Mobiltelefonen erzeugt 
werden, sollten als potenzielles Risiko... 
http://www.diagnosefunk.org/gesundheit/033ea299710107705/033ea29aff0595001.html

und 
Samstag, 23. August 2008 
Pittsburgh Center warnt vor Mobilfunkrisiken
Der Leiter eines prominenten Krebsforschungsinstituts verbreitete am Mittwoch eine noch nie 
dagewesene Warnung an seine Fakultät und die Mitarbeiter: Begrenzen Sie den Gebrauch von 
Mobiltelefonen wegen möglicher... 
http://www.diagnose-funk.org/gesundheit/033ea299710107705/033ea29afe0888701.html

***

Vom Mobilfunk-Newsletter der Bürgerwelle e.V., Dachverband der Bürger und Initiativen zum Schutz 
vor Elektrosmog Herausgeber und für den Inhalt verantwortlich: BI Omega, Mitglied im Dachverband:

22.08.2008
Elektrosmog 2008: Der Kongress
http://www.buergerwelle.de/cms/content/view/171/30/

15.08.2008
Kommt die Einsicht erst, wenn es zu spät ist?
http://omega.twoday.net/stories/5122328/

***

14.08.2008 Bundestag 
Beteiligung der Industrie an Mobilfunkforschung ist "sachgerecht"
Umwelt/Antwort
Berlin: (hib/MIK) Die finanzielle Beteiligung der Industrie an der Mobilfunkforschung ist "sachgerecht". 
Sie entspricht nach Auffassung der Bundesregierung dem Verursacherprinzip. Dies erklärt die 
Bundesregierung in ihrer Antwort (16/10078 http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610078.pdf
) auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion (16/10018 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610018.pdf ). Gemischt-finanzierte Studien- und 
Forschungsprogramme wie das Deutsche Mobilfunk Forschungsprogramm würden dann keinem 
Interessenkonflikt unterliegen, wenn gewährleistet sei, dass die finanzierende (industrielle) Seite 
keinerlei Einfluss auf die Auswahl der Forschungsinhalte und der Vergabeverfahren, auf die 
Durchführung der Studien und die Bewertung der Ergebnisse habe. Dies sei beim Deutschen 
Mobilfunk Forschungsprogramm in "vollem Umfang" gewährleistet gewesen, heißt es weiter.

Und 
Im Bundestag notiert: Auswirkungen hochfrequenter elektromagnetischer Felder
Umwelt/Antwort
Berlin: (hib/MIK) Die Bundesregierung hat im Rahmen des Deutschen Mobilfunkforschungsprogramms 
keine Studien zu Auswirkungen hochfrequenter elektromagnetischer Felder auf die belebte Umwelt 
veranlasst. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (16/10086 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610086.pdf auf eine 
Kleine Anfrage der Linksfraktion (16/10017 http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610017.pdf ) 
zu den Auswirkungen drahtloser Kommunikationstechnologien auf Tiere und Pflanzen hervor. Der 
aktuelle wirtschaftliche Kenntnisstand im Bereich der belebten Umwelt habe bisher auch keine 
wissenschaftlich belastbaren Hinweise auf eine Gefährdung erbracht, heißt es weiter.

http://www.taz.de/index.php?id=archivseite&dig=2008/07/11/a0207&type=98
http://www.diagnosefunk.org/gesundheit/033ea299710107705/033ea29aff0595001.html
http://www.diagnose
http://www.buergerwelle.de/cms/content/view/171/30/
http://omega.twoday.net/stories/5122328/
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610078.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610018.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610086.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610017.pdf
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Anmerkung Scherrmann: 
Die Antwort der Anfrage ist ein Paradebeispiel fuer die Definition "sachgerechter" Forschung und  
"sachgerechten" Interpretation von Forschungsergebnissen.

*** 

Regierung soll über Unabhängigkeit der Mobilfunkforschung informieren
Umwelt/Kleine Anfrage
Berlin: (hib/KTK) Über mögliche Verflechtungen zwischen Behörden, die für die Festsetzung der 
Grenzwerte im Bereich des Strahlenschutzes zuständig sind, und der Mobilfunkbranche möchte die 
Linksfraktion in einer Kleinen Anfrage (16/10018 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610018.pdf ) Auskunft erhalten. Sie zitiert eine Studie 
der amerikanischen Bioinitiative Group, nach der 80 Prozent aller Studien zu den gesundheitlichen 
Auswirkungen des Mobilfunks von der Mobilfunkbranche ganz oder teilweise finanziert seien. Vor 
diesem Hintergrund erkundigt sich die Linksfraktion in Bezug auf die Bundesrepublik nach personellen 
Verflechtungen, beispielsweise zwischen dem wissenschaftlichen Verein "International Commission on 
Non-Ionizing Radiation Protection" (ICNIRP) und dem Bundesamt für Strahlenschutz (BfS). Außerdem 
will die Linksfraktion wissen, ob die Bundesregierung von Wissenschaftlern im Bereich der 
Mobilfunkforschung eine Offenlegung ihrer Geldquellen und finanziellen Verflechtungen verlangen will 
und ob die Bundesregierung bereit ist, eine breitere Beteiligung gesellschaftlicher Akteure "an der 
Identifizierung gesellschaftlich relevanter wissenschaftlicher Fragestellungen im Zusammenhang mit 
Mobilfunk durchzusetzen". 

***

Linke will Informationen über Strahlenschäden bei Tieren und Pflanzen
Umwelt/Kleine Anfrage
Berlin: (hib/KTK) Ob Mobilfunkstrahlung möglicherweise eine schädliche Wirkung auf Pflanzen und 
Tiere ausüben kann, darüber will sich die Linksfraktion in ihrer Kleinen Anfrage (16/10017 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610017.pdf ) informieren. Als Hintergrund der Anfrage 
zitiert Die Linke verschiedene Studien, die sich mit dem Zusammenhang zwischen 
elektromagnetischer Strahlung und möglichen Schäden bei Tieren und Pflanzen beschäftigen. Vor 
diesem Zusammenhang erkundigt sich die Linksfraktion, welche Erkenntnisse die Bundesregierung 
über die Auswirkungen elektromagnetischer Strahlung auf Nutztiere, Haustiere, Wildtiere, Vögel, 
Bienen und Insekten sowie Pflanzen habe und welche Studien die Bundesregierung zu diesem 
Themenkomplex in Auftrag geben wolle. Außerdem will Die Linke wissen, ob die Bundesregierung 
bereit ist, "auffällige Beobachtungen an Tieren und Pflanzen, die in Zusammenhang stehen mit 
Mobilfunk, mindestens jährlich veröffentlichen, um die Bevölkerung zu sensibilisieren". 

Auskunft über Grenzwerte bei Handystrahlung verlangt
Umwelt/Kleine Anfrage
Berlin: (hib/KTK) Über mögliche Gesundheitsschäden durch drahtlose Kommunikationstechniken wie 
Mobilfunk möchte sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (16/10019 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610019.pdf ) informieren. Die Linksfraktion zitiert 
mehrere Studien über den Zusammenhang von elektromagnetischer Strahlung und 
Gesundheitsschäden und erkundigt sich vor diesem Zusammenhang nach den aktuellen Grenzwerten 
der 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Unter anderem will die 
Linksfraktion wissen, nach welchen wissenschaftlichen Kriterien diese festgelegt wurden, weshalb das 
Bundesamt für Strahlenschutz nicht die Notwendigkeit "sofortiger Vorortuntersuchungen" sieht und ob 
die Menschen durch diese Grenzwerte vor den biologischen Auswirkungen durch unterschiedliche 
Arten möglicher Strahlenbelastungen geschützt sind. 

===================================================

GRUENE GENTECHNIK 

21. August 2008 Vom Umweltinstitut München e.V. 
Neue Broschüre zur Agro-Gentechnik 

Soeben erschienen ist eine völlig neu gestaltete und überarbeitete Version unserer Broschüre 
"Gentechnik: manipuliertes Leben". 
Auf 16 Seiten erfahren Sie, was Gentechnik ist, wie Gentechnik bei Pflanzen funktioniert und wo 
bereits die Saat aus den Labors der Gentechnik-Konzerne wächst. Wir erklären, welche gesetzlichen 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610018.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610017.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610019.pdf
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Grundlagen gelten und in welchen Lebensmitteln Gentechnik stecken kann. Und wir zeigen, welche 
ökologischen, gesundheitlichen und wirtschaftlichen Risiken entstehen können. 

Die Broschüre können Sie – auch in größerer Stückzahl – über unsere Website bestellen:
http://umweltinstitut.org/ueber-uns/ueber-uns/infomaterial_bestellen-519.html
Eine pdf-Version steht zum kostenlosen Download bereit:
http://umweltinstitut.org/downloads/downloads/downloads-220.htm

***

15.08.2008 BUNDESTAG
Gentechnisch veränderte Kartoffel Amflora unter der Lupe
Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage
Berlin: (hib/MIK) Über das Zulassungsverfahren zur gentechnisch veränderten Kartoffel Amflora der 
BASF will sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (16/8555) informieren. So 
soll die Bundesregierung unter anderem mitteilen, bis wann die EU-Kommission ihre Entscheidungen 
zu den beiden Zulassungsanträgen für Amflora zum Anbau und zur Verwendung als industrieller 
Rohstoff sowie zur Verwendung in Futtermitten und als Verunreinigung in Lebensmitteln fällen wird. 
Weiter interessiert die Fraktion, welche rechtlichen Möglichkeiten hinsichtlich nationaler 
Schutzmaßnahmen die Bundesregierung für den Fall ergreifen kann, dass Amflora eine Zulassung zur 
Verwendung von Futtermitteln und als Verunreinigung in Lebensmitteln in der EU erhält und ob sie 
entsprechende nationale Schutzmaßnahmen ergreifen will. Auch soll sie mitteilen, ob ihr Betriebe der 
Kartoffelverarbeitungsindustrie in Deutschland bekannt sind, bei denen der Anbau und die 
Transportwege für Kartoffeln zwischen Kartoffeln für industrielle Verwertung und für die Verwertung für 
die Lebens- und Futtermittelindustrie getrennt sind.

===================================================

INTERNET  

DIMDI: 
ICD-10-GM Vorabversion 2009 Kapitel XIX
Verletzungen, Vergiftungen und bestimmte andere Folgen äußerer Ursachen (S00 T98) 
T78.4 Allergie, nicht näher bezeichnet 
Inkl.: 
Allergische Reaktion o.n.A. 
Idiosynkrasie o.n.A. 
Überempfindlichkeit o.n.A.
Exkl.: 
Allergische Reaktion o.n.A. auf indikationsgerechtes Arzneimittel bei ordnungsgemäßer Verabreichung 
(T88.7) 
Näher bezeichnete Formen einer allergischen Reaktion, wie z.B.: 
allergische Gastroenteritis und Kolitis (K52.2) 
Dermatitis (L23-L25, L27.-) 
Heuschnupfen (J30.1) 

Zitat aus: http://www.dimdi.de/static/de/klassi/diagnosen/icd10/htmlgm2009/block-t66-t78.htm

***

Infos Zur Pyrotechnik: unter http://www.frechinger.at/ , dann auf die linke Navigationsleiste STOP 
FIRWORKS

***

Vortraege bei der Fachtagung  
Schadstoffinduzierte Krankheiten: Erkennen – Vermeiden – Therapieren
am 21. Juni 2008 in Heusenstamm bei Frankfurt
Veranstalter: SHG für Chemikaliengeschädigte im Rhein-Main-Gebiet
Weitere Informationen zur Tagung unter  www.safer-world.org/d/10_Jahre_SHG_Flyer.pdf

http://umweltinstitut.org/ueber
http://umweltinstitut.org/downloads/downloads/downloads
http://www.dimdi.de/static/de/klassi/diagnosen/icd10/htmlgm2009/block
http://www.frechinger.at/
http://www.safer-world.org/d/10_jahre_shg_flyer.pdf
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Dr. Frank Bartram: Chronische Inflammationsprozesse induziert durch Nahrungsmittel und 
Nahrungsergänzungsmittel  http://www.safer-world.org/d/lit/Bartram.htm
Dr. Eckart Schnakenberg: Nahrung und Genetik: Aktueller Stand  http://www.safer-
world.org/d/lit/Genetik.htm
Ingrid Scherrmann: Schadstoffinduzierte Krankheiten (SIKs): Herausforderungen für Patient, Medizin, 
Politik und Gesellschaft  http://www.safer-world.org/d/Scherrmann/skript/SIKs.pdf

Zudem: neu auf www.safer-wordl.org/d/
Wolfgang Krug; Kinderhirn in Not http://www.safer-world.org/d/lit/Krug.htm

***

Hintergrundsinformationen (Risiken und Nebenwirkungen) zur Energiegewinnung durch  
Palmoel: www.info-palmoel.de oder www.palmöl.de

===================================================

NANOTECHNOLOGIE

28.08.08 
Unbekannte Nanowelt - Obwohl Risiken kaum untersucht sind, enthalten schon viele Produkte 
Nanoteilchen

Baierbrunn (ots) - Bedrohen Nanoteilchen unsere Gesundheit? Den Anlass zu dieser Frage gibt eine 
aktuelle Studie. Danach können Nanofasern, die etwa in Computern Strom leiten, ähnliche 
Entzündungen wie Asbest hervorrufen, berichtet die "Apotheken Umschau" in ihrer aktuellen Ausgabe. 
Nanoteilchen stecken bereits in hunderten Produkten. Der Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) 
kritisiert, dass diese vermarktet werden dürfen, ohne vorher Sicherheitstest zu durchlaufen. Während 
die Öffentlichkeit noch wenig Notiz von dieser Debatte nimmt, tobt sie unter Forschern, 
Verbraucherschützern und Herstellern. Besonders umstritten ist die Frage, ob etwa Lebensmittel 
überhaupt Nanoteilchen enthalten. Während Hersteller das bestreiten, sprechen BUND und andere 
Umweltorganisationen von weltweit mindestens 150 Nanolebensmitteln. "Fragen über Fragen sind 
offen", räumt Dr. Irene Lukassowitz vom Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ein, betont aber, es 
gebe bisher keine Hinweise auf größere gesundheitliche Schäden. Zusammen mit dem 
Umweltbundesamt will das BfR nun aber das Gefahrenpotential prüfen.
. Das Gesundheitsmagazin "Apotheken Umschau" 8/2008 B liegt in den meisten Apotheken aus und 
wird ohne Zuzahlung zur Gesundheitsberatung an Kunden abgegeben.

Originaltext: Wort und Bild - Apotheken Umschau
Digitale Pressemappe: http://www.presseportal.de/pm/52678
Pressemappe via RSS : http://www.presseportal.de/rss/pm_52678.rss2

ANmerkung Scherrmann: 
Es ist m. E, erstaunlich, dass die Apothekenzeitung ueber die vorliegende Problematik berichtet. 
Wenn Sie einen englisch sprachigen Hintergrundsartikel (zu privaten Zwecken) haben wollen, mailen 
Sie mich bitte an. 

===================================================

RADIOAKTIVITAET 

21.08.2008 
"1900 Menschen sterben jährlich durch Radon" 
In Deutschland sterben jährlich etwa 1900 Menschen an Lungenkrebs, deren Erkrankung "nach 
jetzigem Wissen auf Radon" zurückgeht, teilt das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) in seinem 
gestern vorgestellten Jahresbericht mit. mehr »
http://www.aerztezeitung.de/nel/?sid=507775&rub=berufspolitik

===================================================

RECHT - GESETZ - VERBRAUCHERINFORMATIONSGESETZ

http://www.safer
http://www.safer
http://www.safer
http://www.safer-wordl.org/d/
http://www.safer
http://www.info-palmoel.de
http://www.palm�l.de
http://www.presseportal.de/pm/52678
http://www.presseportal.de/rss/pm_52678.rss2
http://www.aerztezeitung.de/nel/?sid=507775&rub=berufspolitik
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Von Greenpeace 29.07.2008 
Greenpeace testet Verbraucherinformationsgesetz
Auskünfte der Behörden bisher mangelhaft
Hamburg (ots) - 29. 7. 2008 - Nach einem Test von Greenpeace erfüllt das 
Verbraucherinformationsgesetzes (VIG) drei Monate nach seinem Start nicht seine Aufgabe. 
Greenpeace hat Mitte Mai insgesamt zehn Anträge auf Auskunft nach dem VIG bei Bund, 
Landesbehörden und Städten gestellt. Die Umweltschützer wollten wissen, wo zu stark 
pestizidbelastetes Obst und Gemüse verkauft wurde oder wer gentechnisch veränderte Lebensmittel 
nicht wie vorgeschrieben kennzeichnet. Von sechs Ämtern hat Greenpeace bis heute keine 
Ergebnisse erhalten. Dafür hat eines von diesen bereits einen Gebührenbescheid verschickt. In den 
anderen Fällen enthielten die Auskünfte häufig nicht die wesentlichen Informationen oder waren zu 
knapp. www.greenpeace.de

===================================================

TERMINE 

8. Umweltmedizinische Jahrestagung am 3. und 4. Oktober 2008 in Berlin
Umweltmedizin im Focus der klinischen Praxis - Differentialdiagnostik umweltmedizinischer 
Erkrankungen 

Programm u. a.:
Chronisch persistierende Infektionen und deren Bedeutung in der Umweltmedizin
Immunmodulatorische Therapieansätze bei verminderter Infektabwehr und chronisch persistierenden 
Infektionen
Allergie, Histaminintoleranz und Umweltmedizin
Folgen der Langzeiteinwirkung von Schadstoffen
Probleme und Lösungsvorschläge bei der Behandlung von Patienten mit Sensibilisierungen und 
chronisch entzündlichen Erkrankungen.

Im Rahmen der 8. Umweltmedizinischen Jahrestagung: Zahnmedizinischer Workshop
Mehr Infos unter http://www.dbu-online.de/ bzw. Tagungsflyer als PDF: http://www.dbu-
online.de/fileadmin/grafiken/Flyer/Einladungs_Flyer_UMWELTMED_TAGUNG-08.pdf
Ausführliches Programm (20 Seiten) als PDF-Datei : http://www.igumed.de/images/p_utag08.pdf
Flyer mit Anmeldung zum Zahnmedizinischer Workshop als PDF-Datei:  
http://www.igumed.de/images/08zw_dbu.pdf

***

Evangelische Akademie Villigst, Schwerte, am 26.09.2008 - 28.09.2008
Belastete Umwelt – gesunde Menschen? Konsequente Politik und wirkungsvolle Therapien zum 
Schutz von Mensch und Umwelt
Antje Bultmann,Dr. Peter Markus, Dr. Franz- Josef Knust, Prof. Dr. Karl Richter, Prof. Dr. Guido 
Zimmer u. a.; Kooperationspartner: Kompetenzinitiative zum Schutz von Mensch, Umwelt und 
Demokratie e. V.
Programm unter http://www.kircheundgesellschaft.de/akademie/veranstaltungen.htm

===================================================

ZEITSCHRIFTEN - OEKOTEST 

OEKOTEST hat ein KOMPAKT ANGST – Heft verlegt. 
Ingrid Scherrmann schrieb einen Brief an einen Redakteur von OEKOTEST: 
Sie koennen den ganzen Brief via Email anfordern. 
Hier ein Auszug: 
....

Wenn andere so blind, naiv und/oder unwissend sind und sich nur industrienaher Literatur bedienen, 
dann ist das schon schwer zu ertragen, aber dass ÖKOTEST indirekt dieser industrienahen Literatur 
hofiert; ist ein Defizit, nicht verständlich und unerträglich. 
Ich frage mich, warum die ÖKOTEST-Redakteure 

http://www.greenpeace.de
http://www.dbu
http://www.dbu
http://www.igumed.de/images/p_utag08
http://www.igumed.de/images/08zw_dbu.pdf
http://www.kircheundgesellschaft.de/akademie/veranstaltungen.htm
http://....
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a) die vielfältige unabhängige Literatur zu Neurotoxizität wie z. B. Raymond Singers Neurotoxicity 
Guidebook (Ende des Jahres in neuer Auflage) nicht kennen
b) nicht erkennen, dass sie mit so einem Kompakt-Heft bei genauem Hinsehen demonstrieren, dass 
sie den größten Teil ihrer eigenen Arbeit nicht ernst nehmen und damit torpedieren? Denn wenn die 
Zusammenhänge zwischen Neurotoxinen und Krankheiten in dem Heft nicht aufgezeigt werden, 
warum sollen sich dann die VerbraucherInnen um neurotoxischarme Produkte bemühen und, warum 
sollen sie sich denn dann ein ÖKOTEST-Heft überhaupt kaufen?
c) bei der Vorbereitung des Heftes NICHT über die möglichen Folgen dieses Heftes für Menschen, 
die mit Neurotoxinen belastet wurden, diskutiert haben
d) in dem Heft als „Therapie“ nicht auch Wege aufgezeichnet haben, wie Neurotoxine, die sog. 
Angsterkrankungen auslösen, im Alltag zu meiden sind

e) nicht Schadstoffinduzierte Krankheiten als Volkskrankheiten vorstellen? Denn dies würde die 
Notwendigkeit der ÖKOTEST-Arbeit untermauern. 

Da ich die Arbeit von OEKOTEST sonst sehr schaetze und immer wieder auf Einzeltests und/oder 
Sonderhefte verweise, stoert mich dieses Heft ganz besonders. 

===================================================

ZEITSCHRIFTEN - Umwelt-Medizin-Gesellschaft - umg 

21. Jahrgang, Ausgabe 3/2008, S. 181-272
Schwerpunkt: Müllverbrennung versus Kreislaufwirtschaft
Inhalt (u.a.): 
Christian Jooss:  Naturinspirierte Technik und Kreislaufwirtschaft - Antworten auf die drohende 
globale Umweltkatastrophe
Hartmut Hoffmann: Zur aktuellen Situation der Abfallwirtschaft in Deutschland
Harry Rosin: Müllverbrennung - die chronische Vergiftung
Rainer Frentzel-Beyme: Feinstaub aus Müllverbrennungsanlagen (MVAs) und Gesundheit
Guenther Biitel & Harry Rosin: Klärschlamm verbrennen?
Hartmut Hoffmann: Ein umweltverträgliches Vermeidungs- und Entsorgungskonzept für Abfälle
Harry Rosin: Kryo-Kunststoff-Recycling: die Chance, die aus der Kälte kommt
Guenther Bittel: Kreislaufwirtschaft total - eine Perspektive
Joachim Mutter: Ist Amalgam unschädlich? Stellungnahme zur „Mûnchener Amalgamstudie“
Sergej Valentinowitsch Andrejew: Zur Schätzung der Lungendosis im Uranbergbau
Won Jinklee, Aaron Blair, Jane A. Hoppin, Jay H. Lubin, Jennifer A. Rusecki, Dale P. Sandler, Mustafa 
Dosemeci, Michael Cr. Alavanja 
Krebsneuerkrankungen unter landwirtschaftlichen Pestizidanwendern mit Exposition 
gegenüber Chlorpyrifos 
Tagungsberichte
Erik Petersen: Perspektive Gesundheit (17.-19.4.2008, München)
Aida Infante: Wenn Umwelt krank macht, ...muss die Politik handeln (20.6.2008, Berlin)
Erik Petersen: Medienmissbrauch bei Kindern und Jugendlichen (5.7.2008, Bad Kösen)

Wilhelm Krahn-Zembol & Nicole Poock: Rechtsprechung und Rechtsentwicklung
Deutscher Berufsverband der Umweltmediziner (dbu):  Stellungnahme zu den Ergebnissen aus den 
Lymphozytentransformationstestungen (LTT) auf anorganisches Quecksilber und andere 
Legierungsbestandteile im German Amalgam Trial (GAT)
Deutsche Gesellschaft fuer Umwelt- und Humantoxikologie (DGUHT) Gesunde Zahnmedizin ?Das 
Problem mit den zahnärztlichen Werkstoffen

Interdisziplinaere Gesellschaft fuer Umweltmedizin (IGUMED): Schadstoffinduzierte Krankheiten: 
Erkennen-Vermeiden-Therapieren 10 Jahre Selbsthilfegruppe für Chemikaliengeschädigte im Rhein-
Main-Gebiet
Rainer Gunkel: Editorial: Kreislaufwirtschaft – Das Aus fûr die Mûllverbrennung
umwelt-medizin-gesellschaft
Erscheint vierteljährig; Umfang je Ausgabe ca. 80 S. Einzelpreis: ù 10,- incl. MwSt. zzgl. Versand. 
Abonnement: ù 38,-, Ausland ù 45,- incl. MwSt. und Versand.
Bestellungen und Probehefte: Umwelt – Medizin – Gesellschaft, Frielinger Str. 31, D – 28215 Bremen 
Tel.: 0421/498 42 51, Fax: 0421/498 42 52
E-Mail: info@umg-verlag.de Internet: http://www.umwelt-medizin-gesellschaft.de

http://(17.-19.4.20
mailto:nfo@umg-verlag.de
http://www.umwelt
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===================================================

Ende des newsletter/d/116

Alle Angaben ohne Gewähr. Alle Informationen in diesem Newsletter wurden sorgfältig recherchiert. 
Dennoch kann keine Haftung für die Richtigkeit der gemachten Angaben übernommen werden. Wenn 
Sie den newsletter/deutsch nicht mehr erhalten wollen, mailen Sie bitte "Unsubscribe 
newsletter/deutsch" in der Betreffszeile an info@safer-world.org   
Ingrid Scherrmann
Fuchsfeldstr. 50, D-88416 Ochsenhausen, phone: ( + 49 ) 7352 940529
email:  Scherrmann@safer-world.org ,  info@safer-world.org , web: http://www.safer-world.org 
SAFER WORLD ist ein privates unabhängiges internationales Internet-Informations-Netzwerk für eine 
gesündere Umwelt 
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